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Strafaussetzung aut Bewährung unmittelbar nach der 
gerichtlichen Verurteilung gemäß § 349 (1) StPO, 
wenn die Voraussetzungen des § 45 (1) StGB gegeben 
sind usw. Das Absehen von der Einleitung eines Er- 
mittlungsverfahrens kann aber im Einzelfall unver
zichtbare Voraussetzung für die Einleitung von Ruck
gewinnungsmaßnahmen sein.

Nach unseren Untersuchungen ergibt sich im Interesse der wei
teren Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit des sozia
listischen Strafvertahrensrechts die Notwendigkeit der Ände
rung des Gesetzes. Der erreichte Entwicklungsstand der sozia
listischen Gesellschaftsordnung macht es erforderlich, für die 
in der Untersuchungspraxis bereits seit Jahren erfolgreich 

vollzogenen Maßnahmen der Rückgewinnung und Wiedereingliede
rung von Straftätern ohne Einleitung eines Ermittlungsverfah
rens sowie für die aus anderen politischen und politisch-opera
tiven Gründen gegebenen Entscheidungen des Absehens von der Ein 
leitung eines Ermittlungsverfahrens auch die entsprechenden ver 
fahrensrechtlichen Möglichkeiten zu schaffen. Es sollte gere
gelt werden, daß außer in den bereif jetzt möglichen Fällen 
der Staatsanwalt die Entscheidung djis Absehens von der Einlei
tung eines Ermittlunqsverfahrens auch tretfen kann, nenn nach
den Bestimmunaen des Straffifeaetzbuches von Maßnahmen der strat- -------------- ;y*ua. ip-------- — -------------------------
rechtlichen Verantwortlacrikeit abgesehen wird. In U 95 StPO 
sollte demzufolge nach'* dem jetzigen Absatz 1

v *(1) Wird bei der Prüfung der Anzeige oder Mitteilung festge
stellt, daß sich der Verdacht einer Straftat nicht bestä
tigt oder es an den gesetzlichen Voraussetzungen der Straf- 

• Verfolgung fehlt, ist von der Einleitung eines Ermittlungs
verfahrens abzusehen

als Absatz 2 neu aufqenommen werden:

(2) Der Staatsanwalt kann eine solche Entscheidung auch treffen, 
wenn nach den Bestimmungen des Strafgesetzbuches von Maß-

IVgl, dazu im einzelnen Störk, "Die Nutzung der Möglichkeiten 
der Untersuchungsarbeit zur Zurückgewinnung straffällig ge
wordener Personen“, - Diplomarbeit -, W S  DHS OOl-262/80~


